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Das Dilemma der supranationalen Demokratie in Europa1

Jürgen Habermas hat in seinem Sorbonne-Vortrag ein verfassungstheoretisches 
Gedankenexperiment präsentiert,2 das die Legitimität der europäischen Verfassung 
auf die hypothetische Einigung zwischen der Gesamtheit der europäischen Bürger 
einerseits und der Gesamtheit der in demokratischen Staaten verfassten europäi­
schen Völker andererseits gründen soll.3 Offenbar soll dieses Konstrukt einer »an 
der Wurzel geteilten Souveränität« zwei Zwecken dienen: Es soll Argumente abweh- 
ren, welche die Möglichkeit der demokratischen Legitimität einer europäischen 
Föderation, die hinter dem bundesstaatlichen Modell zurückbleibt, grundsätzlich 
ausschließen,4 und es soll die weitere Übertragung von Souveränitätsrechten auf die 
europäische Ebene demokratisch legitimeren. Ob der erste dieser Zwecke erreicht 
wird, soll hier dahingestellt bleiben.5 Beim zweiten habe ich dagegen Zweifel an der 
Diagnose wie an der Therapie.

1. Die Diagnose: Mehr Europa hilft mehr

Habermas folgt hier dem Standard-Argument der prinzipiellen »Integrationis- 
ten«6 auf der demokratischen Linken,7 die der Globalisierung den Effektivitätsver­
lust der nationalen Demokratie zuschreiben und die von der Europäisierung der 
Politik den Wiedergewinn demokratischer Gestaltungsmacht erhoffen: »Dieser Weg 
zu einer Transnationalisierung der Demokratie drängt sich heute mehr denn je auf, 
weil die nationalstaatlichen Demokratien immer stärker in den Strudel von Proble­
men geraten, die aus dem Missverhältnis zwischen einer systemisch zusammen-

1 Martin Höpner danke ich für sehr hilfreiche Kritik und Christian Joerges für wertvolle 
Anregungen.

2 Habermas 2014.
3 Vgl. auch Habermas 2011, S. 62-69.
4 Habermas 2014, S. 534-535.
5 Rödl 2013.
6 Gemeint sind damit Autoren und politische Akteure, die dem Fortschritt der europäischen 

Integration einen gegen utilitaristische und normative Abwägung immunisierten (»mes- 
sianischen«) Höchstwert zuschreiben (Weiler 2011; Weiler 2012). Die kritische Gegen­
position, die hier vertreten wird, schätzt Frieden und Freiheit in Europa gewiss nicht weni­
ger, aber sie reagiert stärker auf die sozialen Kosten der ökonomischen Integration und die 
demokratischen Kosten ihrer unpolitisch-autoritären Durchsetzung.

7 Integrationistische Positionen, die rein ökonomisch oder geopolitisch motiviert sind, ste­
hen hier also nicht zur Diskussion.
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wachsenden Weltgesellschaft und der nach wie vor unveränderten Fragmentierung 
der Staatenwelt erwachsen«.8

Selbstverständlich kann dieses Argument nicht prinzipiell bestritten werden. Aber 
in der allgemein üblichen Übergeneralisierung werden damit drei empirisch und 
pragmatisch wichtige Einschränkungen missachtet: (1) Nicht alle Folgeprobleme 
der Globalisierung erfordern europäische Lösungen. (2) Viele Defizite der nationa­
len Demokratien sind nicht Folge der Globalisierung, sondern Folge der europäi­
schen Integration. Und (3) nicht alle europäischen Lösungen erlauben die Möglich­
keit demokratischer Legitimation.

1.1 Größe macht stark -  aber nicht allein und nicht immer

Meine Kritik richtet sich gegen die generelle Fixierung des integrationistischen Stan­
dard-Arguments auf die Größenverhältnisse: Angesichts der »systemischen Dyna­
mik der Weltgesellschaft« seien die europäischen Staaten zu klein: »Nach diesem 
Maßstab ist auch der größte unter diesen ein Zwerg«.9 Gewiss, das Ideal der demo­
kratischen Selbstregierung setzt die Möglichkeit voraus, durch die gemeinsame Ver­
fügung über kollektive Machtressourcen effektiven Einfluss auf die Bedingungen 
des Zusammenlebens zu gewinnen. Aber Demokratie kann nicht Omnipotenz vor­
aussetzen, sondern lediglich die Möglichkeit, die Realisierung gemeinsamer Ziele 
und Werte im Kontext gegebener externer Bedingungen und der Aktionen Dritter 
mit Aussicht auf Erfolg voranzubringen.

Dass dabei »Größe« als Machtressource etwa im Hinblick auf die Möglichkeit 
militärischer Konflikte von Vorteil sein kann, liegt auf der Hand. Aber das israeli­
sche Beispiel zeigt, dass es offenbar selbst dabei nicht allein auf Größe ankommt. 
Und jenseits des militärischen Kontextes kann Größe sogar nachteilig erscheinen. 
So waren in Europa die kleinen, weltoffenen Volkswirtschaften in den weltwirt­
schaftlichen Turbulenzen der 1970er Jahre besonders erfolgreich;10 und auch die 
Erfolge unserer mittelständischen Weltmarktführer sind Hinweise auf Faktoren 
anderer Art. Es kommt also einerseits auf die Art der Beziehung zwischen Umwelt­
bedingungen und Handlungszielen an,11 andererseits auf die Bedingungen der eige­
nen »Strategiefähigkeit« -  also auf die Fähigkeit kollektiver Akteure, auf der Grund-

8 Habermas 2014, S. 524-525.
9 Ebd., S. 531-532.

10 Katzenstein 1985; Scharpf 1987.
11 Die Diskussion könnte durch analytische Unterscheidungen an Präzision gewinnen: Geht 

es um Probleme einer globalen Allmende (zum Beispiel Klima, Flüchtlingshilfe), für deren 
Bewältigung der eigene Beitrag zwar nützlich ist, aber nicht ausreicht? Oder um globale 
Kollektivübel (etwa die Krisenanfälligkeit des Weltfinanzsystems), die nur durch kollek­
tives Handeln gemildert werden können? Oder geht es um eigene Ziele/eigene Gefah­
renlagen, die nur in Kooperation mit anderen verfolgt/vermieden werden können? Oder 
geht es schließlich um Ziele/Gefahren, die auch in einem turbulenten internationalen 
Kontext durch das strategische Handeln kleiner Staaten erreicht/vermieden werden kön­
nen? Auch mit einem Segelboot kann man ja eigene Ziele erreichen, obwohl man Wind 
und Wellen nicht beherrschen kann.
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läge kognitiv zutreffender und normativ integrierter Orientierungen die verfügbaren 
Machtressourcen effektiv zu nutzen.12

Im integrationistischen Standard-Argument erscheint dagegen Größe an sich als 
Vorteil: In der globalisierten Ökonomie und der integrierten Weltgesellschaft, so 
wird unterstellt, wachsen die Chancen der Selbstbestimmung und der Mitgestaltung 
in dem Maße, wie die Union sich erweitert, die Währungsunion größer wird und 
weitere Souveränitätsrechte von der nationalen auf die europäische Ebene übertra­
gen werden. Wenn aber der Zuwachs mit divergierenden Perzeptionen und Präfe­
renzen und damit abnehmender Strategiefähigkeit erkauft werden müsste, könnte 
»mehr Europa« sogar mit weniger effektiver Selbstbehauptung bezahlt werden. 
Diese Frage soll im übernächsten Abschnitt weiter verfolgt werden.

1.2 Europäische Integration als Ursache nationaler Demokratiedefizite

Den externen Beschränkungen der nationalstaatlichen Demokratien sollte und soll 
die europäische Integration entgegenwirken. Aber auch Habermas ist hier nicht 
mehr völlig gutgläubig: »Im Zuge der neoliberal geprägten wirtschaftlichen Globa­
lisierung ist jedoch diese Idee eines sozialen Europas wahrnehmbar gescheitert, und 
zwar an Europa selber«.13 Er schreibt dieses Scheitern jedoch nur den falschen 
Schuldzuweisungen in der Banken- und Staatsschuldenkrise zu -  und »einer Kri­
senpolitik [...], die infolge ihrer handgreiflichen, ja schreienden sozialen Ungerech­
tigkeit die europäischen Nationen gegeneinander aufgebracht hat«.14 Dem ist 
gewiss nicht zu widersprechen, und ich werde sogleich darauf zurückkommen.

Aber die Diagnose greift zu kurz. Sie ignoriert nicht nur den aktiven Beitrag der 
europäischen Außenwirtschaftspolitik zur neoliberalen Prägung und damit zur Kri­
senanfälligkeit der globalen Märkte, sondern vor allem die lange vor der Krise schon 
einsetzende europarechtliche Beschränkung der Politik nicht-liberaler Mitgliedstaa­
ten durch die Mechanismen der »Integration durch Recht«.15 Auch wenn die 
europäische Gesetzgebung stagnierte, konnte der Europäische Gerichtshof mit 
der Konstitutionalisierung des (weit über den Bereich üblicher Verfassungen hin­
ausgreifenden16) Europarechts und insbesondere mit der Radikalisierung der »öko­
nomischen Grundfreiheiten« die Kontrolle der Mitgliedstaaten über ihre Grenzen 
außer Kraft setzen. Überdies erfasste der deregulierende und liberalisierende Effekt 
dieser »negativen Integration« seit den 1980er Jahren nicht nur die Ordnung der 
traditionellen Märkte, sondern auch die zuvor dem marktwirtschaftlichen Wettbe­
werb entzogenen Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge, der sozialen Dienste 
und der kollektiven Selbstorganisation. Der Fortschritt der europäischen Integration 
hat deshalb die Möglichkeiten der demokratischen Gestaltung der Wirtschafts- und 
Sozialordnung auf der nationalen Ebene beschränkt und zugleich eine neo- oder

12 Scharpf 1997, S. 58-60.
13 Habermas 2014, S. 527.
14 Ebd.
15 Cappelletti et al. 1985. Vgl. dazu auch Joerges, Weimer 2012.
16 Siehe Grimm 2012.
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ordoliberale Wirtschaftsverfassung in Europa institutionalisiert, die auch in 
Zukunft gegen demokratische Veränderung durch konstitutionellen Vorrang 
geschützt ist.17

Noch gravierender sind freilich die demokratischen Folgekosten der monetären 
Integration. Habermas beschreibt sie, erheblich untertreibend, als die »speziellen 
Probleme einer Währungsgemeinschaft, die unter suboptimalen Bedingungen ope­
riert«.18 Aber auch wenn er die mangelnde Effektivität und schreiende soziale 
Ungerechtigkeit der bisherigen Politik zur Rettung des Euro ebenso beklagt wie die 
Verschärfung des bestehenden Legitimationsdefizits, teilt er doch den integrationis- 
tischen Glauben, dass die Rettung auch aus dieser Fehlentwicklung der Integration 
nur durch noch »mehr Europa« erreicht werden könne: »Ein Politikwechsel zuguns­
ten einer solidarischen Bewältigung der weiterschmorenden Krise wird allerdings 
ohne die Übertragung weiterer Souveränitätsrechte auf die europäische Ebene und 
ohne institutioneile Reformen zugunsten des Europäischen Parlaments nicht mög­
lich sein [...]«. Denn nach seiner Überzeugung könnte der »anhaltende Trend zu 
wachsenden Ungleichgewichten zwischen den nationalen Ökonomien [...] auf 
Dauer nur im Rahmen einer Union mit einer gemeinsamen Fiskal-, Wirtschafts- und 
Sozialpolitik aufgehalten werden [...] Die dann unvermeidlichen Transferleistungen 
über nationale Grenzen hinweg könnten demokratisch nur legitimiert werden, wenn 
die EU wenigstens in Kerneuropa zu einer politischen Union ausgebaut würde«.19

Aus meiner Sicht wirft dies zwei Fragen auf: Könnte die weiterschmorende Krise 
durch eine solidarische Politik bewältigt werden? Und welche Voraussetzungen 
müssten erfüllt sein, um demokratisch legitimierte Politik auf der europäischen 
Ebene zu ermöglichen? Da meine ökonomisch begründete Verneinung der ersten 
Frage die prinzipiell integrationistische Position des Aufsatzes kaum erschüttern 
könnte, will ich insoweit die Ergebnisse eigener Untersuchungen nur knapp resü­
mieren und mich im dann folgenden Abschnitt der in Habermas’ Aufsatz zentralen 
Demokratieproblematik zuwenden.

1.3 Mit dem Euro keine europäische Demokratie

Habermas’ Forderung einer solidarischen Bewältigung der Euro-Krise entspricht der 
Position vieler wohlmeinender Europäer, die noch nicht angefangen haben, sich die 
exorbitanten Größenordnungen der dann fälligen innereuropäischen Umverteilung 
-  gerade auch im Vergleich zu der West-Ost-Umverteilung im wiedervereinigten 
Deutschland oder der Nord-Süd-Umverteilung im italienischen Staat -  zu verge­
genwärtigen.20 Wenn aber eine so massiv egalisierende Umverteilung, die einen 
europäischen Zentralstaat mit eigener Steuerkompetenz und einem sehr großen 
Budget voraussetzt, nicht erreicht werden kann, dann wären solidarische Transfer-

17 Scharpf 2010; Dardot, Laval 2013, Kapitel 7.
18 Habermas 2014, S. 528.
19 Ebd., S. 527-528.
20 Streeck, Elsässer 2014.
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leistungen der Mitgliedstaaten unter den Bedingungen der Währungsunion ökono­
misch kontraproduktiv und auch für die Krisenländer eher schädlich als hilfreich.

Denn solange der Euro verteidigt wird, können makroökonomische Ungleichge­
wichte zwischen den ökonomisch und institutionell extrem heterogenen Euro-Län­
dern, die spekulative Attacken der Finanzmärkte provozieren, nicht durch national 
differenzierende Geldpolitik und die Anpassung nominaler Wechselkurse verhindert 
werden. Dann aber müssen externe Defizite durch »interne Abwertung« bekämpft 
werden -  das heißt durch »fiskalische Austerität«, die mit der Binnennachfrage auch 
die Importe reduziert, und durch »strukturelle Reformen«, die die Lohnstückkosten 
senken und die Exporte fördern sollen.21 Insofern ist die derzeit von Brüssel, Frank­
furt und Berlin verfolgte Euro-Rettungspolitik ökonomisch in der Tat »alternativ­
los«, wenn eine akute Euro-Krise vermieden werden soll: Würden die Sparzwänge 
in den Krisenländern gelockert und würde die Not durch solidarische Transfers 
gemildert, dann stiegen dort mit der Binnennachfrage erneut die Importe, die Löhne 
und die Defizite. Die bisherigen Stabilisierungserfolge würden hinfällig, und mit 
spekulativen Attacken wäre erneut zu rechnen.22 Mit anderen Worten: Man kann 
die deutsche Politik mit guten Gründen dafür kritisieren, dass sie aus fiskalischem 
und wirtschaftlichem Eigeninteresse den Euro verteidigt. Aber wer selbst am Euro 
festhalten will, sollte ihr nicht mangelnde europäische Solidarität vorwerfen, wenn 
sie ihre asymmetrische Verhandlungsmacht nutzt, um eine ökonomisch konse­
quente Euro-Rettungspolitik durchzusetzen.23

Habermas und alle Kritiker haben jedoch recht: Für Europa ist dies keine gute 
Politik. Sie spaltet die Euro-Zone in Überschussländer, die (derzeit) von der Krise 
profitieren, und Defizitländer, in denen die Wirtschafts- und Sozialstruktur und die 
Lebenschancen einer Generation durch die Krise und die zu deren Bewältigung 
oktroyierte Politik zerstört werden. Sie ist deshalb, wie Martin Höpner (in diesem 
Heft) mit Recht argumentiert, auch nicht demokratisch legitimierbar: Die Verteidi­
gung des Euro zwingt alle Mitgliedstaaten in einen dauerhaft institutionalisierten 
Teufelskreis der kompetitiven realen Abwertung, der überall (also nicht nur in den 
jeweils akuten Krisenländern) die Absenkung sozialstaatlicher Leistungen und eine 
regressive Umverteilung impliziert. Die dafür erforderlichen Maßnahmen werden 
demokratisch verantwortliche nationale Regierungen nicht zuverlässig von sich aus 
ergreifen. Sie bedürfen also der europäischen Definition und Durchsetzung -  und 
damit der von Habermas und Schäuble gemeinsam geforderten Übertragung wei-

21 Scharpf2011.
22 Scharpf 2014 a.
23 Würde jedoch nach einem Austritt der Krisenländer aus der Währungsunion die derzeit 

immer noch fortdauernde Verzerrung der realen Wechselkurse durch eine Anpassung der 
nominalen Wechselkurse an die reale Wettbewerbsfähigkeit korrigiert, dann könnten 
(und müssten!) solidarische Transfers eingesetzt werden, um (nach dem Vorbild des 
Marshallplans, der in Westdeutschland auch erst nach einer massiven Abwertung der 
DM Erfolg hatte) nachhaltige Investitionsanreize für die private Wirtschaft und den 
Wiederaufbau der Sozialsysteme in den Defizitländern zu finanzieren. Auch das würde 
für die Überschussländer sehr teuer, aber es wäre nicht mehr das ökonomisch kontra­
produktive Fass ohne Boden.
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terer Souveränitätsrechte au f die europäische Ebene.24 Angesichts der Diversität, 
Volatilität und Kontingenz der jeweiligen Problemlagen können die europäischen 
Interventionen überdies auch nicht an gesetzliche Regeln gebunden werden. Und 
selbst wenn die Rolle des Parlaments noch weiter gestärkt würde, könnten die Ent­
scheidungen einer diskretionären und notwendigerweise diskriminierenden Euro- 
Rettungspolitik auch schwerlich aus europaweiten Prozessen der demokratischen 
Meinungs- und Willensbildung hervorgehen.25 Die dauerhafte Verteidigung des 
Euro impliziert also nicht die Demokratisierung, sondern die Stärkung des gegen­
wärtigen Regimes, das die Asymmetrie intergouvernementaler Verhandlungen im 
Rat mit der technokratisch-autoritären Herrschaft der Kommission und der Zen­
tralbank verbindet.

Trotz dieser fundamentalen Defizite des Euro-Regimes halten integrationistische 
Demokraten auch weiterhin an der Währungsunion fest -  entweder aus Prinzip oder 
weil ihnen angesichts rechtlicher und praktischer Hindernisse, ökonomischer Risi­
ken und prominenter Horrorprognosen26 eine geordnete Auflösung der Währungs­
union weder möglich noch wünschenswert erscheint.27 Das schließt zwar nicht aus, 
dass diese trotz aller Bemühungen in einer ökonomischen oder politischen Krise 
kollabieren könnte. Aber wenn es beim Euro bleibt, dann sollte man jedenfalls nicht 
auf die Demokratisierung der zu seiner dauerhaften Verteidigung erforderlichen 
repressiven Politik hoffen.28

2. Handlungsfähige und demokratisch legitimierte europäische Politik?

Damit könnte mein Kommentar zu Habermas’ Aufsatz abschließen. Aber wichtiger 
als die vermutlich vergebliche Hoffnung auf eine demokratisch legitimierte Euro- 
Rettungspolitik erscheinen mir seine grundsätzlichen Überlegungen zur Verfas­
sungstheorie der europäischen Mehrebenen-Demokratie. Diese müsste, wie schon 
zitiert, in der Lage sein, eine gemeinsame Fiskal-, Wirtschafts- und Sozialpolitik, die 
dann unvermeidlichen Transferleistungen über die nationalen Grenzen hinweg und 
die Entscheidung der damit implizierten politischen Konflikte zu legitimieren.29 
Dafür wäre die von Habermas immer wieder geforderte weitere Stärkung des Euro­
päischen Parlaments allenfalls eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung: 
Worauf es vor allem ankäme, wäre die öffentliche Inszenierung »ausdauernder, 
pointierter, hinreichend informierter und breiter Kontroversen zu den heute rele­
vanten Handlungsalternativen« der europäischen Politik. Dann erst könnten die 
europäischen Bürger im Europäischen Parlament »über die nationalen Grenzen 
hinweg ihre jeweils gemeinsamen gesellschaftlichen Interessen erkennen und in poli-

24 Habermas 2014, S. 527.
25 Chalmers, Chaves 2014; Hix 2014; Höpner in diesem Heft.
26 Petersen, Böhmer 2012; Petersen, Böhmer 2013; vgl. aber Suntum 2013.
27 Offe 2014.
28 Scharpf 2014 b.
29 Habermas 2014, S. 528.
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tische Konflikte verwandeln«.30 Dem freilich steht nach Habermas’ Überzeugung 
das gegenwärtige institutionelle Gefüge der Union entgegen, das gerade »nicht auf 
Konfliktaustragung und Interessenverallgemeinerung angelegt [ist], sondern auf 
Entscheidung im Konsens unter behutsamer Ausklammerung aller ernsthaften Kon­
flikte«.31

In der Tat: Wenn man einmal vom derzeitigen Euro-Regime mit seiner unpoli­
tisch-autoritären Konfliktregelungskapazität absieht, dann beschreibt Habermas 
hier exakt die Wirkung der »Gemeinschaftsmethode« in der europäischen Gesetz­
gebung. Sie erfordert im Regelfall eine Initiative der Kommission, mindestens eine 
qualifizierte Mehrheit der nationalen Regierungen im Rat und eine absolute Mehr­
heit der Abgeordneten im Parlament. In diesem politischen Prozess sorgt die Kumu­
lation von Vetopositionen dafür, dass europäische Gesetze nur zustande kommen, 
wenn sie keine der wirtschaftlichen Interessen und politischen Positionen verletzen, 
die entweder in den Generaldirektionen der Kommission32 oder in einigen der 
nationalen Regierungen im Rat oder in den jeweils zuständigen Ausschüssen des 
Parlaments über Einfluss verfügen. Daran würde, für sich genommen, auch die wei­
tere Stärkung des Europäischen Parlaments nichts ändern. Sie könnte lediglich das 
relative Gewicht der parlamentarischen Vetospieler erhöhen -  was aber angesichts 
der fehlenden politischen Rückkoppelung zwischen den Europaabgeordneten und 
ihren Wählern keineswegs als Stärkung der europäischen Demokratie zu interpre­
tieren wäre.33

Konsequenterweise impliziert Habermas’ Plädoyer für eine europäische Demo­
kratie deshalb eine neue Entscheidungsstruktur, in der über politische Konflikte -  
gewiss nach allfälliger öffentlicher Diskussion und parlamentarischer Deliberation 
-  am Ende majoritär entschieden werden kann. Dem stünde freilich nach traditio­
nellem Verständnis das No-Demos-Problem einer majoritären34 europäischen 
Demokratie entgegen. Und die Art, wie dieses Hindernis theoriestrategisch umgan­
gen wird, verdient durchaus Bewunderung.

2.1 Mit der doppelten Souveränität zur majoritären Demokratie?

Habermas wendet sich zwar hier wie andernorts gegen eine ethnisch-soziokulturelle 
Interpretation des Demos-Begriffs. Aber anders als Armin von Bogdandy35 stellt er

30 Ebd., S. 529. Man kann unterstellen, dass auch Habermas hier darauf hofft, dass die 
transnationalen Konflikte der Euro-Rettung durch Klassenkonflikte verdrängt werden. 
Ebenso wie Martin Höpner (in diesem Band) halte ich dies für unrealistisch.

31 Ebd.
32 Hartlapp et al. 2014 sowie Hartlapp, Lorenz in diesem Heft.
33 Grimm 2014.
34 Die relative Intensität der kollektiven Identifikation der Mitglieder eines politischen 

Gemeinwesens wird ja erst dann zu einem demokratietheoretisch relevanten Thema, 
wenn es um die Verletzung politisch wichtiger Werte oder Interessen einer überstimmten 
Minderheit oder um die Auferlegung gravierender individueller Opfer im Interesse einer 
Gesamtheit geht.

35 Bogdandy 2012.
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dessen Bedeutung als Bedingung europäischer demokratischer Legitimität nicht 
prinzipiell infrage;36 und anders als etwa Thomas Risse37 behauptet er auch nicht 
die schon vollzogene Ausbildung einer für die Regelung massiver politischer Kon­
flikte tragfähigen europäischen kollektiven Identität. Stattdessen wechselt er das 
Thema, indem er den unterstellten Widerstand der Bürger gegen die Übertragung 
weiterer Hoheitsrechte und eine gemeinsame politische Willensbildung in Europa 
nicht dem »Fehlen eines europäischen Volkes« und auch nicht einem »Mangel an 
reziprokem Vertrauen zwischen den nationalen Bevölkerungen« zuschreibt, son­
dern ihrer »Anhänglichkeit an den je eigenen Nationalstaat« und dem »Misstrauen 
gegen einen europäischen Superstaat«. Beides habe seinen Grund in der Überzeu­
gung der »selbstbewussten Bürger der sozialstaatlichen Demokratien Europas«, die 
diesen »das fragile Gut freier und relativ gerechter, sozial halbwegs gesicherter 
Lebensverhältnisse verdanken« und die deshalb ein »wohlbegründetes Interesse« 
daran haben, »dass >ihr< Nationalstaat [...] nicht dem Risiko von Ein- und Über­
griffen [...] eines unvertrauten supranationalen Gemeinwesens ausgesetzt w ird«.38

Aber diese Widerstände begründen nicht etwa Zweifel an der Legitimität der 
Union, sondern sollen diese gerade fundieren. Denn eben der zu respektierenden 
Verteidigung der »normativen Errungenschaften« der europäischen Demokratien 
entspreche ja das Konstrukt der doppelten Souveränität der Gesamtheit der euro­
päischen Bürger auf der einen Seite und der Gesamtheit der in demokratischen Staa­
ten verfassten europäischen Völker auf der anderen Seite.39 Die Prinzipien einer 
darauf gegründeten europäischen Verfassung können überdies auch ohne eine neue 
verfassungsgebende Versammlung im selektiven Blick auf das geltende EU-Recht 
und im Geiste einer »wohlwollend rationalisierenden und nachsichtigen Interpre­
tation «40als vernünftiges Ergebnis einer bereits vollzogenen deliberativen Einigung 
zwischen den fiktiven Trägern eines doppelten europäischen pouvoir constituant 
rekonstruiert werden.

Freilich soll diese Verfassung -  im Gegensatz zu der strukturähnlichen Argumen­
tation Bogdandys41 -  die Konsenszwänge der bisherigen Gemeinschaftsmethode 
nicht etwa reproduzieren, sondern gerade überwinden. Die Begründung erfolgt in 
zwei Schritten: Mit der größeren Freiheit der philosophischen Rekonstruktion im

36 Gestützt auf das positive Recht der Art. 9-12 des EU-Vertrags, schreibt Armin von Bog- 
dandy (2012, S. 322-323) der EU eine individualistische Demokratie-Definition zu, die 
auf europäischer Ebene auf den Begriff des »Volkes« und den der kollektiven Selbstbe­
stimmung verzichtet (die beide den »Völkern« der Mitgliedstaaten Vorbehalten bleiben). 
Dem entspricht, ebenso wie bei Habermas, eine »doppelte Legitimationsstruktur« (dual 
structure o f legitimation) und ein Konzept der Mehrebenen-Demokratie, das dann aber 
im Gegensatz zu Habermas nicht europäische Mehrheitsherrschaft, sondern die Suche 
nach dem breiten Konsens legitimeren soll.

37 Risse 2014.
38 Habermas 2014, S. 531.
39 Habermas 2011.
40 Habermas 2014, S. 536.
41 Bogdandy 2012, S. 323.
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Vergleich zur juristischen Interpretation definiert Habermas zunächst die Konstel­
lation, in der (analog zu Rawls< »Ursprungsposition«, original Position) die Eini­
gung zwischen den Trägern der doppelten Souveränität erreicht werden soll, als eine 
fundamental asymmetrische, in der die verfassungsgebende Rolle der Mitgliedstaa­
ten (der bisherigen »Herren der Verträge«) einer nachträglichen Autorisierung 
bedarf: »Die Ermächtigung der bereits demokratisch verfassten Subjekte zu einer 
Verfassungsgebung auf höherer Stufe ist nämlich auf die Zustimmung eines k la s­
sischem Volkssouveräns angewiesen, der nun in Gestalt der Gesamtheit der euro­
päischen Bürger auftritt und seinerseits beschließen muss, seine konstituierende 
Gewalt zu teilen«.42 Der europäische Volkssouverän (dessen Demos-Qualität hier 
wie selbstverständlich unterstellt wird) kann also die Grenzen der Rücksichtnahme 
auf die Staatsvölker einseitig (wenn auch gewiss vernünftig) festlegen, und er wäre 
dann im Übrigen frei, die von der Gesamtheit der europäischen Bürger ausgehende 
politische Willensbildung auch majoritär zu gestalten.

Aber eben deshalb müsste Habermas dann im zweiten Schritt dartun, auf welche 
Weise gerade diese Verfassung den Schutz der legitimen Vorbehalte der »selbstbe­
wussten Bürger der demokratischen Sozialstaaten Europas« gewährleisten würde. 
Darauf werde ich erst im übernächsten Abschnitt eingehen. Denn eine majoritäre 
europäische Verfassung müsste ja, gerade wenn sie nicht auf eine belastbare kol­
lektive Identität gestützt werden soll, auf jeden Fall auch die generellen demokra­
tietheoretischen Grenzen legitimer Mehrheitsherrschaft respektieren, die ich nun 
zunächst diskutieren will.

2.2 Demokratietheoretische Grenzen legitimer Mehrheitsherrschaft

Um eine hier unnötige Kontroverse zu vermeiden, beziehe ich mich dafür auf die 
prinzipielle Rechtfertigung des Mehrheitsprinzips42 43 bei Thomas Christiano44, in 
dessen liberal-individualistischer Demokratietheorie weder der Demos-Begriff noch 
»kommunitaristische« oder »republikanische« Voraussetzungen eine kritische 
Rolle spielen.45 Ausgangspunkt ist die Überlegung, dass angesichts der Möglichkeit

42 Habermas 2014, S. 535; Hervorhebung im Original.
43 Angesichts seiner nachdrücklichen Betonung der fundamentalen Konflikthaftigkeit der 

öffentlichen Auseinandersetzung über die europäische Politik kommt dafür Habermas’ 
eigene, auf vernünftigen Konsens zielende Begründung der Mehrheitsregel im Kontext 
seiner Theorie der deliberativen Politik (Habermas 1992, Kapitel VII) kaum infrage 
(Gutman, Thompson 1996; McGann 2006, Kapitel 7).

44 Christiano 1996.
45 Bei Christiano 1996 und ebenso bei McGann 2006, die sich hier implizit auf National­

staaten beziehen, geht es ja auch nicht um die Voraussetzungen der Mehrheitsherrschaft, 
sondern um die anzuwendenden Regeln, wenn nicht-konsensuale Entscheidungen über­
haupt infrage kommen. In neueren Arbeiten hat Christiano allerdings die dichte und 
gleichartige Verflechtung individueller Interessen in der »common world« moderner 
»political societies« als faktische Voraussetzung für die Geltung egalitärer Normen und 
demokratischer Entscheidungsverfahren behandelt (Christiano 2008, S. 78-83; Christi­
ano 2010). Zwar sollen kulturelle und nationale Identitäten auch weiterhin nicht zur 
Definition der »gemeinsamen Welt« gehören, aber auf globaler oder transnationaler
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unvereinbarer politischer Präferenzen, die auch durch öffentliche Deliberation nicht 
überwunden werden können, die normative Rechtfertigung der Demokratie sich 
weder auf das Ideal der Herrschaftsfreiheit noch auf das der »Selbstregierung« 
berufen könne.46 Als normative Grundlage tauge deshalb nur die regulative Idee der 
politischen Gleichheit, die freilich nicht als Gleichheit der Ergebnisse, sondern nur 
als prozedurale Chancengleichheit bei der Einflussnahme auf politische Entschei­
dungen verstanden werden kann. Öffentliche Diskussion und parlamentarische 
Deliberation sind notwendige Voraussetzungen. Aber für die egalitäre Regelung der 
danach verbleibenden Konflikte kommt es auf die Entscheidungsregeln für Wahlen 
und Abstimmungen an. Diese müssen den politischen Präferenzen aller Bürger faire 
Einflusschancen sichern. Dafür genügt es nicht, allen das formal gleiche Stimmge­
wicht zu sichern, sondern die Regeln müssen auch in dem Sinne »neutral« sein, dass 
sie weder bestimmte Präferenzen begünstigen noch andere benachteiligen. Diesen 
Anforderungen entsprechen allein allgemeine Wahlen nach dem Verhältniswahl­
recht47 und parlamentarische Abstimmungen mit einfacher Mehrheit48, weil jede 
super-majoritäre Abweichung davon bestimmte Präferenzen (die der Verteidiger des 
Status quo) begünstigen und andere (die der Promotoren von Veränderungen) 
benachteiligen würde. So weit, so gut.

Aber für Christiano beschränkt das Prinzip der demokratischen Gleichheit gleich­
zeitig die ausnahmslose Anwendung der Mehrheitsregel. Im Allgemeinen gewinnen 
zwar auch Minderheiten faire Einflusschancen durch die Kombination der Verhält­
niswahl mit der Kombinatorik parlamentarischer Koalitionsmöglichkeiten.49 Aber 
dies gilt nicht für reale Bedingungen, unter denen dauerhafte Minderheiten (»per­
sistent minorities«) niemals die Chance hätten, ihre Interessen und Präferenzen im 
Rahmen einer Mehrheitskoalition durchsetzen zu können.50 Dabei geht es nicht nur 
um Vorkehrungen gegen die »Tyrannei der Mehrheit« und die gezielte Diskrimi­
nierung, Ausbeutung und Unterdrückung von Minderheiten, sondern auch um 
gruppenspezifische Bedürfnisse und Werte, die nur wegen ihrer Besonderheit im 
allgemeinen politischen Prozess nicht zum Zuge kommen könnten. Als Beispiele 
erwähnt Christiano die Interessen der indigenen Einwohner in Kanada oder die 
Situation struktureller Minderheiten in Nordirland und in anderen ethnisch, sprach­
lich oder religiös gespaltenen Gesellschaften. Unter solchen Bedingungen erfordere 
das Prinzip der demokratischen Gleichheit selbst Abweichungen von der Mehr­
heitsherrschaft -  etwa durch institutionelle Vetopositionen oder super-majoritäre

Ebene fehle die empirische Voraussetzung intensiver und gleichartiger Verflechtung und 
damit die Legitimation egalitär-majoritärer Entscheidungsverfahren (Christiano 2010).

46 Christiano 1996, Kapitel 1.
47 McGann 2006, Kapitel 3.
48 Christiano 1996, Kapitel 2; Christiano 2008, S. 103; McGann 2006, Kapitel 4; Ganghof 

2005; Ganghof 2015.
49 So McGann 2006, Kapitel 5.
50 Christiano 1994; Christiano 2008, S. 288-299.
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Entscheidungsregeln -, wie sie in Konsensdemokratien und in der europäischen 
Gesetzgebung durch die »Gemeinschaftsmethode« gesichert sind.51

2.3 Doppelte Souveränität und legitime Diversität demokratischer Sozialstaaten

An diesem Punkt treffen sich nun die demokratietheoretischen Beschränkungen der 
Mehrheitsherrschaft mit Habermas’ Überlegungen zu den restriktiven Implikatio­
nen der doppelten Souveränität. An diesen ist bemerkenswert, dass eurokritische 
Positionen nicht mehr umstandslos als »ethnonationale Ideologien« mit dem Ziel 
der »xenophoben Abschottung« disqualifiziert, sondern als legitimer Widerstand 
der »selbstbewussten Bürger der sozialstaatlichen Demokratien Europas« gegen 
Ein- und Übergriffe eines europäischen Superstaates respektiert und akkommodiert 
werden sollen. Aber worum geht es dann bei den anerkennenswerten »normativen 
Errungenschaften« der Nationalstaaten, und wie sollen diese geschützt werden?

Am Anfang steht hier eine weite Definition der zu respektierenden Interessen und 
Werte: Die Bürger der sozialstaatlichen Demokratien verdanken den Institutionen 
ihres Staates »das fragile Gut freier und relativ gerechter, sozial halbwegs gesicherter 
Lebensverhältnisse«, und sie haben deshalb »ein wohlbegründetes Interesse daran, 
dass >ihr< Nationalstaat als Garant dieser Errungenschaften erhalten bleibt«.52 Im 
weiteren Verlauf des Textes scheint freilich die Definition der anzuerkennenden und 
schützenswerten »normativen Errungenschaften« enger zu werden und sich auf die 
Erhaltung »des demokratischen Rechtstaats [...] als Garanten des schon erreichten 
Niveaus von Recht und Freiheit« zu beschränken.53 In dieser Verkürzung erscheinen 
die »selbstbewussten Bürger« dann lediglich als Verfassungspatrioten, die -  etwa 
im Sinne der früheren »Solange-Rechtsprechung« des Bundesverfassungsgerichts -  
den national erreichten Stand des Grundrechtsschutzes gegen europäisches Recht 
verteidigt sehen wollen. Da inzwischen aber auch die nicht-ökonomischen Grund­
rechte vom Europäischen Gerichtshof extensiv interpretiert werden, mag man sogar 
eher ein Übermaß individueller Freiheits- und Gleichheitsrechte befürchten.54 Jeden­
falls kann deren Schutz wohl in der Tat dem »Prüfrecht, das die nationalen Verfas­
sungsgerichte in Anspruch nehmen«, überlassen werden, die in der Lage sind, »zu 
verhindern, dass europäisches Recht das in den Mitgliedstaaten erreichte demokra­
tische und rechtliche Anspruchsniveau unterbietet«.55 Aber das kann doch wohl 
nicht alles gewesen sein.

Weshalb eigentlich sollten für Habermas die Bürger der demokratischen Sozial­
staaten nur in ihrem Interesse am jeweils »geschichtlich erreichten Niveau von Frei­
heit und Gerechtigkeit« Respekt verdienen und nicht auch in ihren ebenso normativ 
fundierten56 Interessen am jeweiligen Stand ihrer sozialstaatlich geschützten Lebens-

51 Lijphart 2012.
52 Habermas 2014, S. 531.
53 Ebd., S. 531, 532, 534.
54 Somek 2008; Somek 2011.
55 Habermas 2014, S. 534.
56 Rödl 2013.
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und Arbeitswelt? Würden diese einbezogen, dann allerdings kämen auch die sozia­
len Kosten der negativen Integration und der europarechtlichen Durchsetzung libe­
raler Wirtschaftsfreiheiten in den Blick -  und damit auch der Konflikt zwischen den 
Interessen der Integrationsgewinner und der Integrationsverlierer.57 Wenn diese 
Interessen hier nicht weiter erwähnt werden, so mag dies nicht nur der integratio- 
nistischen Präferenz, sondern auch der universalistischen Perspektive58 des Haber- 
mas’schen Denkens geschuldet sein.

Denn anders als Freiheit und Recht sind die lebensweltlichen Bedürfnisse nur 
schwer und allenfalls auf sehr hohem Abstraktionsniveau als Universalien zu begrei­
fen, während die nationalen Institutionen und Programme, die sie schützen, prag­
matisch-partikular erkennbar sind, aber nicht nur in Niveau und Struktur, sondern 
auch in ihren normativen Prämissen wesentlich differieren. Ihre je besondere Gestalt 
und ihre historisch-politisch begründete Legitimation ist dem Ausgang politischer 
Konflikte, Klassenkämpfe und historischer Kompromisse zu verdanken. Und 
obwohl die vergleichende Forschung Gruppen-Ähnlichkeiten identifiziert hat,59 
unterscheiden sich die nationalen Ausprägungen so stark, dass sie bisher einer euro­
päischen Zentralisierung oder gesetzlichen Harmonisierung widerstanden haben.60

Eben deshalb entsprechen diese Konfigurationen im europäischen Kontext gera­
dezu idealtypisch dem Konzept der »dauerhaften Minderheiten«. So hat etwa 
Streeck61 in seiner Explikation des »German capitalism« dessen Strukturbedingun­
gen als zutiefst »parochial« und eben deshalb nicht generalisierbar beschrieben. 
Deshalb hätte die deutsche Mitbestimmung nie eine Chance gehabt, als europäische 
Betriebsräterichtlinie übernommen zu werden;62 und nicht besser erginge es dem 
staatlichen britischen Gesundheitsdienst, der tariflichen Altersversorgung der Nie­
derlande oder dem konstitutionellen Status schwedischer Gewerkschaften. Wenn 
sie im Europäischen Parlament eine Mehrheit suchen müssten, fände sich jedes die­
ser nationalen Systeme in der Position einer dauerhaften Minderheit. Aus zwingen­
den Gründen der normativen Demokratietheorie dürften sie also dem egalitären 
Mehrheitsvotum nicht ohne schützende Vorkehrungen unterworfen werden. Und 
wenn Habermas’ Konstruktion einer doppelten Souveränität den praktischen 
Zweck haben soll, den selbstbewussten Bürgern der »sozialstaatlichen Demokratien 
Europas« die Verteidigung ihrer jeweiligen normativen Errungenschaften zu 
sichern, dann kann diese Konzession auch nicht mit guten Gründen auf universa­
listische Ansprüche beschränkt werden und so die Anerkennung der »legitimen

57 Fligstein 2008.
58 Habermas’ diskurstheoretisch begründete Ablehnung kommunitaristischer und republi­

kanischer Ansätze der Verfassungs- und Demokratietheorie (Habermas 1992, Kapitel 
VI, III und VII) impliziert zwar nicht die normative Irrelevanz der substanziellen Errun­
genschaften, die in parochialen Formen demokratischer Selbstorganisation gewonnen 
wurden. Aber sie erklärt vielleicht doch eine verminderte Wertschätzung für diese.

59 Esping-Andersen 1990; Hall, Soskice 2001.
60 Scharpf 2003; Scharpf 2010; Höpner, Schäfer 2012.
61 Streeck 1997.
62 Streeck 1999.
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Diversität« der europäischen Sozialstaaten und politischen Ökonomien von vorn­
herein verweigern.

Würde Habermas sich aber darauf einlassen, könnte er kaum substanzielle und 
generalisierte Kriterien zur Unterscheidung von mehr oder weniger anerkennungs­
würdigen nationalen Errungenschaften vorschlagen. Seinem prozeduralen Demo­
kratieverständnis entspräche vielmehr der Rückgriff auf super-majoritäre Institu­
tionen und Entscheidungsregeln, wie sie zum Schutz von strukturellen Minderheiten 
in politisch, ethnisch, sprachlich oder religiös gespaltenen »Konsensdemokratien« 
praktiziert werden,63 und denen im Prinzip auch die »Gemeinschaftsmethode« der 
europäischen Gesetzgebung entspricht.64 Was aber wäre damit gewonnen?

Aus der Perspektive der sozialstaatlichen Demokratien nur wenig. Sie behielten 
zwar die Vetomacht gegen eine majoritäre europäische Gesetzgebung, aber sie blie­
ben auch weiterhin ohne Schutz gegen die Liberalisierungs- und Deregulierungsef­
fekte des konstitutionalisierten Europarechts65 und gegen den Wettbewerbsdruck 
der internationalen Märkte. Für Habermas dagegen würde mit der Anerkennung 
super-majoritärer Entscheidungsstrukturen die politische Intention des Aufsatzes 
völlig verfehlt. Es bliebe dann ja im Prinzip bei dem kritisierten »institutionellen 
Gefüge der Union«, das eben »nicht auf Konfliktaustragung« angelegt ist, sondern 
auf »Entscheidung im Konsens unter behutsamer Ausklammerung aller ernsthaften 
Konflikte«. Der Weg zu einer trotz fundamentaler Konflikte politisch handlungs­
fähigen majoritären Demokratie, die doch mit der kreativen Interpretation der dop­
pelten Souveränität legitimiert werden sollte, bliebe also auch weiterhin institutio­
nell versperrt.

3. Fazit

Mit der Währungsunion hat sich Europa in eine Sackgasse manövriert, in der 
finanzökonomisch begründete Austeritäts- und Reformzwänge von einem techno­
kratisch-autoritären Euro-Regime durchgesetzt werden müssen. Zur Überwindung 
der »schreienden sozialen Ungerechtigkeit« ihrer Auswirkungen fordert Habermas 
einerseits die Übertragung weiterer Hoheitsrechte auf die Union und andererseits 
einen »Politikwechsel zugunsten der solidarischen Bewältigung« der Krise, der 
jedoch die Legitimation einer supranationalen Demokratie voraussetzt.

In meiner Kritik habe ich zunächst zu zeigen versucht, dass eine generelle Ver­
mutung zugunsten von »mehr Europa« als Problemlösung nicht begründet werden 
kann und dass viele der Probleme der europäischen Demokratien gerade durch die 
besondere Art der europäischen Integration verursacht werden. Dies gilt vor allem 
für die Währungsunion, die -  wenn sie denn stabilisiert werden kann -  einen per­

63 Lijphart 2012.
64 Schmidt 2002; Peters 2003.
65 Hierin liegt auch die Schwäche der »demoi-kratischen« Rekonstruktion einer dezentral 

legitimierten europäischen Verfassung: Nicolaidis 2003; Nicolaidis 2012; Chevenal 
2008; Chevenal, Schimmelfennig 2013; Bellamy 2013; Lindseth 2014.
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manenten ökonomischen Druck auf die Mitgliedstaaten ausübt, der weder auf der 
nationalen noch auf der europäischen Ebene demokratisch legitimiert werden kann.

Im zweiten Abschnitt stimme ich Habermas zu, wenn er den Konsenszwang der 
EU-Entscheidungsstrukturen als entscheidendes Hindernis für eine aus seiner Sicht 
notwendige, aber politisch kontroverse europäische Politik identifiziert. Die künf­
tige Verfassung der »supranationalen Demokratie« müsste also die Möglichkeit 
schaffen, solche Konflikte majoritär zu entscheiden. Deren Legitimation soll mit 
dem Konstrukt der doppelten Souveränität begründet werden, das jedoch seinerseits 
die Anerkennung der normativen Errungenschaften der heterogenen sozialstaatli­
chen Demokratien Europas verlangt. Damit freilich verweist die Lösung doch wie­
der zurück auf eben jene super-majoritären Institutionen und Entscheidungsregeln, 
die auch die liberale Demokratietheorie zum Schutze struktureller Minderheiten für 
geboten hält.66 Deshalb bliebe es auch bei den Konsenszwängen, die im gegenwär­
tigen institutioneilen Gefüge der Union die Austragung »ausdauernder, pointierter, 
hinreichend informierter und breiter Kontroversen« über grundlegende Optionen 
der europäischen Politik und deren effektive Entscheidung verhindern. Mein Ver­
such einer Rekonstruktion der demokratietheoretischen Implikationen des Aufsat­
zes führt also in ein Dilemma. Selbst wenn sich die historische Chance für grundle­
gende Reformen der europäischen Verfassung eröffnen sollte, sehe ich deshalb noch 
nicht, wie aus diesen Überlegungen praktikable Lösungen für eine zugleich effektive 
und legitime supranationale Demokratie zu entwickeln wären.
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Zusammenfassung: Zur Überwindung der »schreienden sozialen Ungerechtigkeit«, mit der 
die Währungsunion finanzökonomisch begründete Austeritäts- und Reformzwänge durch­
setzt, fordert Habermas die Übertragung weiterer Hoheitsrechte auf die Union und einen 
»Politikwechsel zugunsten der solidarischen Bewältigung« der Krise. Unter den Bedingungen 
der Währungsunion sprechen allerdings ökonomische Argumente gegen die Wirksamkeit 
einer solchen Politik. Vor allem aber setzt sie die Legitimität einer supranationalen europäi­
schen Demokratie voraus, die in der Lage sein müsste, fundamentale politische Konflikte 
auszutragen und zu entscheiden. Habermas will diese aus dem Konstrukt einer doppelten 
Souveränität der Gesamtheit der europäischen Bürger und der demokratisch verfassten euro­
päischen Völker ableiten. Unter demokratietheoretischen Kriterien impliziert die doppelte 
Souveränität aber supermajoritäre Entscheidungsregeln zum Schutz der legitimen Diversität 
der Mitgliedsvölker. Dies würde jedoch die institutioneilen Konsenszwänge der europäischen 
Politik reproduzieren, die eine supranationale europäische Demokratie aus Habermas’ Sicht 
gerade überwinden müsste.

Stichworte: europäischer Integrationismus, Eurokrise, Währungsunion, supranationale 
Demokratie, doppelte Souveränität, Mehrheitsherrschaft, legitime Diversität

The dilemma of supranational democracy in Europe

Summary: In Habermas’ view, the «screaming injustice« of present euro-rescuing measures 
must be overcome through a further transfer of sovereignty to the Union and a commitment 
to the solidaristic resolution of the present crisis. In economic terms, unfortunately, such 
policies may be counterproductive as long as the Monetary Union is maintained. In any case, 
however, Habermas assumes that they must depend on the legitimacy of a supranational 
European democracy which is effectively able to resolve fundamental political conflicts. Such 
legitimacy, he proposes, may be derived from the construct of a dual basis of European 
sovereignty, rooted in the totality of individual European citizens and of European peoples 
organized as democratic states. In terms of democratic theory, however, dual sovereignty also 
implies supermajoritarian decision rules protecting the legitimate diversity of member polities 
-  which would reproduce the institutional constraints of consensus politics which suprana­
tional democracy is supposed to overcome.

Keywords: European integrationism, eurocrisis, Monetary Union, supranational democracy, 
dual sovereignty, majority rule, legitimate diversity
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